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So gesehen So sieht es HArm Bengen   

Bundeshaushalt   

Etat steht auf 
wackeligem Boden
Von Birgit Marschall, Büro Berlin

Monatelang hatte die Ampel um einzelne Beträge gerun-
gen, die im Verhältnis zu den Gesamtausgaben von 

476,8 Milliarden Euro lächerlich gering sind. Nun sind alle 
Spielräume ausgeschöpft, der Haushalt auf Kante genäht. 
Kommen neue Ausgaberisiken hinzu, die nicht den Ukraine-
Krieg betreffen, steht die Koalition erneut vor der Diskussion, 
ob sie  die Schuldenbremse aussetzen kann. 

Ruhe wird deshalb nach dem Haushaltsbeschluss in der 
Ampel nicht einkehren, aber immerhin hat sie sich eine 
Atempause verschafft. Ob im Februar, wenn der Haushalt 
endgültig beschlossen ist, der erhoffte Neustart der Regie-
rung gelingt, ist nicht sicher. Zu den Differenzen und der de-
saströsen Stimmung in der Ampel kommt  die schwache Wirt-
schaftslage, für die die Bürger der Regierung die Schuld geben 
dürften. Neben hohen Zinsen lähmen die Wirtschaft zuneh-
mend strukturelle Gründe, vor allem zu viel Bürokratie und 
ein zu teurer Sozialstaat. Beides kann die Regierung nicht 
mehr reparieren. Beim ersten Thema fehlt die Kraft, beim 
zweiten der Wille und die Einigkeit.

Ein unverhoffter Sechs-Milliarden-Geldsegen in einer 
Haushalts-Rücklage unmittelbar vor der abschließenden Sit-
zung half dem Haushaltsausschuss, umstrittene Vorgaben 
der Koalitionsspitzen zu korrigieren. Dass die Bundesagentur 
für Arbeit  doch keine 1,5 Milliarden Euro mehr zurückzahlen 
muss, ist gut für die Beitragszahler und für Arbeitslose, die 
auf arbeitsmarktpolitische Hilfen angewiesen sind. Warum 
dagegen die Rentenkasse weiterhin 600 Millionen weniger 
erhalten soll, entzieht sich der Logik. So verstärkt sich hier 
der Beitragsdruck. Bei der Wiedereinführung von Sanktionen 
gegen Bürgergeld-Empfänger, die sich hartnäckig einem Job 
verweigern, ist die  vorgesehene, von den Grünen durchge-
setzte, zweijährige Befristung unnötig. Die von der SPD er-
reichte, zusätzliche Wohnungsbau-Milliarde wird das Drama 
am Wohnungsmarkt nicht wirklich lindern, aber sie ist im-
merhin ein positives Signal.

Dass sich die Ampel-Fraktionen hinter die schrittweise 
Kürzung der Agrardiesel-Förderung gestellt haben, war richtig 
und wichtig: Ein Aufkündigen des Regierungskurses hätte die 
Koaltion lächerlich gemacht. Allerdings hätte die Koalition 
unbedingt den Mut haben müssen, die steuerliche Diesel-För-
derung insgesamt zu beenden, statt nur die Landwirte zu 
treffen.  

@ Die Autorin erreichen Sie unter forum@infoautor.de    

Zeichnung: Harm Bengen

Zitate des Tages

Es ist in der Tat ein Staatsangehörigkeitsentwertungsge-
setz.   Mit der generellen Zulassung der doppelten Staats-

bürgerschaft fehlt im Kern das Bekenntnis zu unserem Land.

Alexander Throm, 
innenpolitischer Sprecher der Union, 

zur am Freitag beschlossenen Reform des Staatsangehörigenrechts 
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Nicht länger warten
Von Christian Quapp

In der Debatte um ein Ver-
botsverfahren gegen die 

AfD geht es mir im Moment 
zu oft um die Frage, ob es klug 
wäre, ob man der AfD damit 
nicht eine Märtyrerrolle biete. 
In der fühlt sie sich längst pu-
delwohl. Das Grundgesetz ist 

eigentlich eindeutig: „Partei-
en, die nach ihren Zielen oder 
nach dem Verhalten ihrer An-
hänger darauf ausgehen, die 
freiheitliche demokratische 
Grundordnung zu beeinträch-
tigen oder zu beseitigen oder 
den Bestand der Bundesre-
publik Deutschland zu gefähr-
den, sind verfassungswidrig.“

Rein nach den Buchstaben 
des Grundgesetzes ist es 
schon lange Zeit für ein Verbot 
der AfD. Dafür hätte es keine 
Geheimtreffen und keine Plä-
ne zur Vertreibung von Millio-
nen von Menschen gebraucht. 
Das Bundesverfassungsge-
richt hat die Hürden freilich 
höher gehängt. Eine Partei 
muss dafür nicht nur aggres-
siv-kämpferisch gegen die 
freiheitlich demokratische 
Grundordnung vorgehen, sie 
darf dabei auch nicht völlig 
aussichtslos sein. 

Weite Teile der AfD würden 
schon Artikel 1 des Grundge-
setzes (Die Würde des Men-
schen…) bei erster Gelegenheit 
über Bord werfen, daran kann 

Pro ...

es kaum Zweifel geben. Und 
dafür braucht es keinen ge-
waltsamen Umsturz, nur ge-
wonnene Wahlen. Wie schnell 
extreme Parteien in der Lage 
sind, Justiz, Verwaltung und 
Gesetzgebung massiv zu 
schwächen, wenn sie erst ein-
mal Macht haben, sehen wir 
seit Jahren in Europa. Die De-
mokratie darf nicht warten, 
bis sie mit ihren eigenen Mit-
teln vernichtet wird.

Eine AfD-Regierung würde 
kein einziges Problem lösen, 
sie würde zielsicher ins Ver-
derben führen. Das muss die 
Politik endlich den Wählerin-
nen und Wählern vermitteln, 
die noch zuhören können und 
wollen. 

Wir dürfen aber nicht war-
ten, bis der Schaden entstan-
den ist. Wenn man die nötigen 
Beweise für ein AfD-Verbot 
hat, muss man sie verbieten. 

@ Den Autor erreichen Sie unter 

Quapp@infoautor.de
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Christian Quapp ist Re-

dakteur unserer Zei-

tung. 

Sollte die AfD verboten werden?

Alberne Idee
Von Alexander Will

Die AfD ist illiberal,  chauvi-
nistisch, freiheitsfeind-

lich. Aber sie ist nicht die 
NSDAP. Wer das glaubt, ist his-
torisch ahnungslos und ver-
harmlost den Nationalsozia-
lismus. Die Idee eines AfD-Ver-
botes ist schlicht albern.

 Es hätte keine Aussicht auf 
Erfolg. Aus gutem Grund ha-
ben die Väter des Grundgeset-
zes für Parteiverbote höchste 
Hürden errichtet. Das war eine 
Lehre aus der NS-Zeit.   Auch 
profilierte Juristen wie der  
ehemalige Verfassungsge-
richtspräsident Hans-Jürgen 
Papier und der Staatsrechtler 
Rupert Scholz  winken ab.     Aber 
bitte: Wenn sich SPD, Grüne & 
Co so blamieren wollen, wie 
im Fall des gescheiterten NPD-
Verbotes – nur zu! So stärkt 
man diejenigen, die man vor-
gibt zu bekämpfen.
 Eine gefestigte Demokratie 
wie die unsere muss eine AfD 
aushalten. Kann sie es nicht, 
ist sie nicht gefestigt. Das ist 
dann wessen Versagen? Ge-
nau! Das Versagen derjenigen, 
die in den vergangenen Jahr-
zehnten die Macht ausgeübt 
haben – CDU, SPD, FDP und 
Grüne. 
 Die Existenz  nationalkon-
servativer Parteien, auch  mit 
faschistischen Einsprengseln, 
ist europäische Normalität. 

... und contra

Seit Jahrzehnten leben alle 
unsere Nachbarn  damit. Deut-
sche Hysterie ist einmal mehr 
gänzlich unangebracht. 
  Das Verbot einer 20-Pro-
zent-Partei wäre ein demokra-
tieschädigender Akt. Man 
marginalisiert   nicht unge-
straft große Teile  des Elektora-
tes. Auch viele, die nicht  AfD 
wählen, werden  fatal berührt 
sein, denn natürlich ist der 
Weiße Elefant im Raum offen-
sichtlich. 
  Das Vieh trägt den Namen 
„Konkurrenzbereinigung“. Ein 
Blick auf die Umfragewerte 
von Ampel und Union in Län-
dern und Bund genügt.

Im Übrigen könnten die 
Parteien ihr  AfD-Problem poli-
tisch lösen, indem sie bessere 
Politik treiben. Tipp: Die deut-
sche Staatsangehörigkeit zur 
Ramschware zu machen, wie 
das jetzt geschieht, gehört 
nicht dazu.   
@ Den Autor erreichen Sie unter 

Will@infoautor.de
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Alexander Will schreibt 

für unsere Zeitung über 

Politik.Berliner Notizen

Carsten Linnemann  macht 
Dampf. Nicht nur poli-

tisch. Der neue CDU-General-
sekretär läuft auch. Und zwar 
mit der Laufgruppe seiner 
Bundestagsfraktion. Teilneh-
mer berichteten jetzt, dass 
man wegen Linnemann die 
Turnschuhe früher schnüren 
müsse. Meistens schon mor-
gens um sechs. Dann geht es 
durch den Berliner Tiergarten. 
Mit dabei auch Nadine Schön 
und selten Parlamentsge-
schäftsführer Thorsten Frei. 
Der mag es noch früher – und 
zwar um fünf. Offenbar eine 
Fraktion der Frühaufsteher.

  Christian Lindner hatte 
jetzt eine Bibi & Tina-Erklä-
rung parat, warum er Ver-
ständnis für die Bauern hat. 
„Bekanntlich bin ich ja persön-
lich oft auf dem Land, im Wald 
und im Pferdestall zu finden“, 
ließ er wissen. Seine Frau 
­Franca Lehfeldt ist Reiterin. So 
ähnlich meinte der FDP-Chef 
das auch vor den Bauern am 
Brandenburger Tor, frei nach 
dem Motto, ich weiß, wie hart 
ihr arbeiten müsst. Kam auch 
nicht gut an. Verständlich. 
Hart ist er vor allem beim Ag-
rardiesel geblieben.

  Boris Pistorius weiß was es 
heißt, Holzklasse zu fliegen. 
Nur macht er kein Gewese da-
rum. Der Verteidigungsminis-
ter wurde kürzlich samt Le-
bensgefährtin und Rollkoffer 
auf Madeira am Schalter einer 
Billigairline gesichtet, weil er 
aus dem Urlaub zurück nach 
Berlin wollte. Ihm passierte  
das, was vielen passiert: Sein 
Flieger wurde gestrichen. Erst 
einen Tag später konnte er  zu-
rückreisen. Frust am Urlaubs-
ende. Gute Vorbereitung auf 
den Frust wieder im Amt.

  Wolfgang Kubicki wird ja 
geschätzt als Bundestagsvize-
präsident, weil er mal für den 
einen oder anderen Lacher 
sorgt. Bei der Befragung von 
Wirtschaftsminister Robert 
Habeck meinte Kubicki zum 
Unionsmann Wolfgang Stefin-
ger, es wundere ihn, dass er 
eine Nachfrage stellen wolle, 
obwohl die Frage noch gar 
nicht gestellt worden sei. Da 
ist was dran. Schließlich sagte 
er noch an Habeck gerichtet. 
„Herzlichen Dank dafür, dass 
Sie das hier durchgehalten ha-
ben.“ Womit er auch Recht hat.
@ Den Autor erreichen Sie unter 

forum@infoautor.de

Bibi, Tina und Christian

Hagen Strauß über Kurioses und Ungewöhn -
liches im Berliner Politikbetrieb


